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MDR-1230521-2025-5 Wien, 25. September 2025
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das

Arbeitsmarktservicegesetz, das Arbeitsmarkt-

politik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsver-

tragsrechts-Anpassungsgesetz und das Land-

arbeitsgesetz 2021 geédndert werden

Begutachtung;

Stellungnahme

zu GZ: 2025-0.651.617

Zu dem mit Schreiben vom 15. September 2025 Ubermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird
wie folgt Stellung genommen:

Es wird angeregt, die Kompetenzgrundlagen in den Gesetzesmaterialien anzugeben, zumal das
Landarbeitsgesetz 2021 - LAG (vgl. Art. 4 des Entwurfes) grundsétzlich von den Landern zu vollzie-
hen ist und insofern deren Interessen besonders betroffen sind (vgl. Art. 11 Abs.1Z 9 des Bundes-
Verfassungsgesetzes - B-VG).

Beziglich Art. 4 des vorliegenden Entwurfes (siehe auch die vergleichbaren Bestimmungen des
Art. 3 des Entwurfes) stellt sich zudem die Frage, ob es tatsdchlich so gewollt ist, den letzten Satz des
8 58 Abs. 2 LAG nicht anzupassen, wird doch nunmehr hinsichtlich eines Saisonbetriebes nicht mehr
auf die Anwendbarkeit von Bestimmungen betreffend ,Ricksichtnahme" bzw. ,Betriebsrat” (vgl.
nunmehr § 58 Abs. 1vierter und finfter Satz LAG [Art. 4 Z 1des Entwurfes]) verwiesen.

Zur fur Arbeitgeber*innen verpflichtenden Zuschussleistung zur Weiterbildungsbeihilfe und deren
Abwicklung:

Fir die Stadt Wien stellen sich im Zusammenhang mit dem vom Arbeitgeber unter bestimmten Vo-
raussetzungen direkt an die*den Arbeitnehmer*in monatlich zu leistenden Zuschuss zur Weiterbil-
dungsbeihilfe gemal § 37e Abs. 7 des Arbeitsmarktservicegesetzes - AMSG eine Reihe von Fragen.
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Diese betreffen insbesondere:
die Feststellung und Bemessung des Zuschusses,
dessen steuerliche Behandlung (einschlief3lich der Frage der Zustandigkeit zur Aufnahme des
Zuschusses in das steuerliche Lohnkonto und den an das Finanzamt zu Gbermittelnden Jahres-
lohnzettel),
die An- und Abmeldung zur Sozialversicherung (vor allem bei Dienstverhaltnissen, die nicht
oder nicht ausschlieBlich dem ASVG unterliegen) sowie
die generelle Abwicklung der Zahlungsflisse (insbesondere die Prifung der Anspruchsvoraus-
setzungen fir die Weiterbildungsbeihilfe und die Einstellung der Zahlungen, wenn diese nicht
mehr erfillt werden).

Da die derzeitige Ausgestaltung der Zuschussleistung fur Arbeitgeber*innen mit einem erheblichen
administrativen Aufwand verbunden ist, die Bildungskarenz bzw. Bildungsteilzeit jedoch sowohl fur
Arbeitnehmer*innen als auch fir Arbeitgeber*innen moglichst unbirokratisch handhabbar sein soll-
te, wird angeregt, eine Regelung dahingehend zu schaffen, dass die gesamte Weiterbildungsbei-
hilfe direkt durch das Arbeitsmarktservice an die Férderungsnehmer*innen auszubezahlen ist und
der Arbeitgeber lediglich zum Ersatz jenes Teiles der Weiterbildungsbeihilfe an das Arbeitsmarktser-
vice verpflichtet wird, den er gemal § 37e Abs. 7 AMSG zu leisten hat.

Inkrafttreten:

Die tatsachliche Inanspruchnahme von Bildungskarenz bzw. Bildungsteilzeit setzt die Zusage der
Weiterbildungsbeihilfe durch das Arbeitsmarktservice voraus. Da der Verwaltungsrat noch eine
Richtlinie zu den ndheren Voraussetzungen sowie zur Hohe und Dauer der Weiterbildungsbeihilfe zu
erlassen hat und sowohl das Arbeitsmarktservice als auch die Arbeitgeber*innen erst die dafir not-
wendigen administrativen und technischen Grundlagen schaffen missen, wird ein spateres Inkraft-
treten der geplanten Anderungen - etwa mit 1. September 2026 oder 1. Janner 2027 — angeregt.

FUr den Landesamtsdirektor
(elektronisch gefertigt)
Mag. Roman Fischer

Ergehtan:
1. Prasidium des Nationalrates
2. alle Amter der Landesregierungen
3. Verbindungsstelle der Bundeslander
4. MA 2 (zur ZI. MA2-1237751-25)
mit dem Ersuchen um Weiterleitung
an die einbezogenen Dienststellen
5. MA53
zur Veré&ffentlichung auf der
Stadt Wien-Website

Dieses Dokument wurde amtssigniert.
Diese Amtssignatur gilt fir Wien als Gemeinde und Land.
WN Stadt

W- Information zur Priifung des elektronischen Siegels 30 Uhr
1€N bzw. der elektronischen Signatur finden Sie unter:
https://www.wien.gv.at/amtssignatur



		2025-09-25T12:35:09+0200
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




